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Vermittlung in Leiharbeit durch die Bundesagentur für Arbeit 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) vermittelt auch Arbeitslose in Leiharbeit 
und hat zahleiche regionale sowie überregionale Kooperationsvereinbarungen 
mit der Leiharbeitsbranche abgeschlossen. Seitdem der Vorsitzende des Vor- 
standes der BA, Dr. Frank-Jürgen Weise, Anfang 2013 „Fehlentwicklungen“ 
einräumte, steht die Vermittlung in Leiharbeit im öffentlichen Interesse. Die 
Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Vermittlung der Bundesagentur für Arbeit in Leiharbeit“ (Bundestagsdrucksa- 
che 17/12443) hatte Anfang des Jahres 2013 diese Fehlentwicklungen bestätigt. 
Weitere Kleine Anfragen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Ver- 
mittlung in Leiharbeit (Bundestagsdrucksache 18/573) im Jahr 2014 und (Bun- 
destagsdrucksache 18/4022) im Jahr 2015 ergaben, dass die Vermittlungstätig- 
keit der BA keine Korrekturen erkennen ließen. Die Vermittlung in Leiharbeit 
seitens der BA war weiterhin sehr hoch. In der letzten Kleinen Anfrage (Bun- 
destagsdrucksache 18/4022) wurden aber Veränderungen angekündigt; „Im 
Rahmen der stärkeren Orientierung der Vermittlungstätigkeit hin zu Qualität 
und Nachhaltigkeit hat die BA ihr Zielsystem neu ausgerichtet und wertet die 
Nachhaltigkeit der Integrationen (Dauer des Beschäftigungsverhältnisses min- 
destens sechs Monate) höher.“ Es stellt sich somit die Frage, ob das neu ausge- 
richtete Zielsystem auch Erfolge aufweisen kann. Ebenso stellen sich Fragen zu 
den bei den Vermittlungsbemühungen eingesetzten Eingliederungszuschüssen. 
Immerhin wurde diese Förderung der Leiharbeitsbranche im letzten Jahr vom 
Bundesrechnungshof als rechtswidrig bezeichnet (8. September 2015). 


1 . Wie viele offene Stellen waren nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2015 bei der Bundesagentur für Arbeit (BA) gemeldet, und wie viele davon 
absolut und prozentual in der Leiharbeitsbranche (bitte mit Vergleichszahlen 
aus dem Jahr 2014 und differenziert nach Regionaldirektionen)? 

In der Statistik der gemeldeten Arbeitsstellen können die Arbeitsstellen für den 
Wirtschaftszweig Arbeitnehmerüberlassung ausgewiesen werden. Die Auswer- 
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tung erfolgt nach der Wirtschaftszweigklassifikation 2008 und umfasst die Wirt- 
schaftsgruppen 782 (Befristete Überlassung von Arbeitskräften) und 783 (Sons- 
tige Überlassung von Arbeitskräften), ln den von diesen Wirtschaftsgruppen ge- 
meldeten Arbeitsstellen sind zum einen auch die Angebote für das Stammperso- 
nal des Verleihbetriebs enthalten. Zum anderen werden nur die Arbeitsstellen von 
Betrieben gezählt, deren Haupftätigkeit in der Arbeitnehmerüberlassung liegt. Bei 
der Bewertung des Anteils der gemeldeten Stellen in der Arbeitnehmerüberlas- 
sung an allen gemeldeten Stellen ist zudem zu berücksichtigen, dass es aufgrund 
von Mehrfachmeldungen von Stellenangeboten zu Überzeichnungen kommen 
kann. Dies gilt insbesondere für den Bereich der Arbeitnehmerüberlassung, da 
hier zu erwarten ist, dass die Meldung einer offenen Stelle in einem Einsatzbetrieb 
durch mehrere Zeitarbeitsuntemehmen erfolgt, sobald diese vom Einsatzbetrieb 
angesprochen wurden. 

Im Jahresdurchschnitt 20 1 5 waren 568 700 (2014: 490 300) Arbeitsstellen bei der 
Bundesagentur für Arbeit gemeldet, davon rund 185 000 (2014: 160 000) in der 
Branche der Arbeitnehmerüberlassung. Dies entspricht einem Anteil von 
32,5 Prozent (2014: 32,7 Prozent). Eine Darstellung nach den Regionaldirektio- 
nen ist der Tabelle 1 im Anhang zu entnehmen. Hierbei ist zu beachten, dass die 
Angaben für die Region „Deutschland“ auch alle Arbeitsstellen beinhalten, die 
der Bundesagentur für Arbeit zwar gemeldet sind, deren Arbeitsort jedoch im 
Ausland liegt. Die Angaben zu den kleineren Regional einheiten enthalten diese 
Arbeitsstellen nicht. Deswegen ergibt die Summe der Angaben aller Regionaldi- 
rektionen somit nicht die Deutschlandzahl. 


2. Wie viele Erwerbslose wurden nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2015 insgesamt von der BA in Arbeit vermittelt, und wie viele davon pro- 
zentual und absolut in die Leiharbeitsbranche 

a) durch „Auswahl und Vorschlag“, 

Im zwölf-Monatszeitraum von Dezember 2014 bis November 2015 gab es rund 
2 217 094 Abgänge arbeitsloser Personen mit Abgangsgrund „Beschäftigung am 
ersten Arbeitsmarkt“. Davon wurden 293 000 Personen im engeren Sinne vermit- 
telt durch „Auswahl und Vorschlag.“ Von diesen Personen nahmen 96 000 oder 
33 Prozent eine Beschäftigung in der Arbeitnehmerüberlassung auf. Der aufneh- 
mende Wirtschaftszweig kann für Beschäftigungsaufhahmen von Arbeitslosen 
festgestellt werden. Diese Daten stehen mit zwei Monaten Wartezeit zur Verfü- 
gung. Daher wird auf die gleitende zwölf-Monatssumme für den Zeitraum von 
Dezember 2014 bis November 2015 abgestellt. Für die Vergleichszahlen für den 
zwölf-Monatszeitraum Dezember 2013 bis November 2014 wird auf die Antwort 
der Bundesregierung zu Frage 6 der Kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 18/4022 verwiesen. 

Die Vermiftlungsdienstleistung nach „Auswahl und Vorschlag“ liegt immer dann 
vor, wenn nach Auswahl und Vorschlag durch eine Vermittlungsfachkraft einer 
Agentur für Arbeit oder eines Jobcenters ein Arbeitsvertrag abgeschlossen wird, 
welches dem Zielberuf der Bewerberin oder des Bewerbers entspricht. 

Das Dienstleistungsangebot der Bundesagentur für Arbeit geht jedoch deutlich 
darüber hinaus. 
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b) durch den Arbeitgeberservice, und 

Bei der Vermittlung insgesamt und insbesondere nach „Auswahl und Vorschlag“ 
arbeiten Arbeitgeberservice und Arbeitsvermittler eng miteinander zusammen. 
Die Vermittlung ist das Ergebnis dieser Zusammenarbeit. Daher gibt es keine ge- 
sonderte statistische Erhebung der Vermittlung durch den Arbeitgeberservice. 


c) wie viele der von der BA in Leiharbeit vermittelten Erwerbslosen erhiel- 
ten zuvor Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB III 

(bitte jeweils mit Vergleichszahlen 2014)? 

Eine Differenzierung der abgegangenen Arbeitslosen in die Arbeitnehmerüber- 
lassung nach vorherigem Leistungsbezug ist nicht möglich. Allerdings kann nä- 
herungsweise ein Ausweis der Abgänge nach dem jeweiligen Rechtskreis heran- 
gezogen werden. Von den 96 000 Personen, die über „Auswahl und Vorschlag“ 
von Dezember 2014 bis November 2015 eine Beschäftigung in der Arbeitneh- 
merüberlassung gefunden hatten, waren 60 000 oder 63 Prozent zuvor im Rechts- 
kreis SGB III und 35 000 oder 37 Prozent im Rechtskreis SGB II registriert. Für 
die Vergleichszahlen für den zwölf-Monatszeitraum Dezember 2013 bis Novem- 
ber 2014 wird auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 6 der Kleinen An- 
frage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
1 8/4022 verwiesen. 

Die tabellarische Auswertung ist der Tabelle 2 im Anhang zu entnehmen. 


3. Wie viele Leiharbeitskräfte wurden nach Kenntnis der Bundesregiemng in 
den Jahren 2013 bis 2015 von den Entleihbetrieben pro Jahr übernommen, 
und wie viele davon wurden zuvor absolut und prozentual von der BA in die 
Leiharbeitsbranche vermittelt (bitte jeweils differenziert nach SGB II und III 
angeben)? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine amtlichen Statistiken vor. 


4. Wie viele Leiharbeitskräfte wurden nach Kenntnis der Bundesregierung je- 
weils in den Jahren 2013 bis 2015 nicht von den Entleihbetrieben übernom- 
men, 

a) wie lang war deren Verweildauer durchschnittlich in der Leiharbeitsbran- 
che, 

b) wie viele der nicht übernommenen Leiharbeitskräfte wurden absolut und 
prozentual zuvor von der BA in Leiharbeit vermittelt, und 

c) wie lang war die Verweildauer der von der BA vermittelten Leiharbeits- 
kräfte durchschnittlich 

(bitte differenziert pro Jahr und nach SGB II und III)? 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine amtlichen Statistiken vor. 
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5. Ist die BA nach Kenntnis der Bundesregierung mit den Ergebnissen des neu 
ausgerichteten Zielsystems zufrieden, und wurden die anvisierten Korrektu- 
ren bei der Vermittlung in Leiharbeit erreicht? 

Wenn ja, woran ist das erkennbar? 

Wenn nein, warum nicht, und welche weiteren Korrekturen wird die BA auf 
den Weg bringen? 

Das Zielsystem der Bundesagentur für Arbeit und seine Indikatoren leiten sich 
aus dem in § 1 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) niedergelegten 
gesetzlichen Auftrag ab. Während die Indikatoren der Ergebnisseite vor allem 
den Blick auf den quantitativen Erfolg richten, wird über die Indikatoren der Er- 
gebnisstrukturseite die Ausgewogenheit des Handelns sichergestellt. Im besonde- 
ren Fokus steht auch die Deckung des Fachkräftebedarfes bei kleinen und mittle- 
ren Unternehmen (KMU). Im Vergleich zum Jahr 2013 lässt die Neuausrichtung 
des Zielsystems nach Auffassung der Bundesagentur für Arbeit erste Tendenzen 
und Erfolge erkennen und zeigt, dass durch die hinter der Weiterentwicklung ste- 
hende geschäftspolitische Strategie die Weichen richtig gestellt wurden. 

So hat bei insgesamt steigenden Stellenzugängen der Anteil von gemeldeten Stel- 
len aus der Leiharbeitsbranche seitdem um über 4 Prozent abgenommen. Der 
Rückgang der Stellenbesetzungen durch die BA fiel im Bereich der Leiharbeit 
mit über 8 Prozent höher aus als insgesamt mit 5 Prozent. Parallel dazu verzeich- 
net die BA einen in den letzten beiden Jahren kontinuierlich steigenden Anteil 
nachhaltiger Integrationen. 

Gleichzeitig wirkt die BA in der Zusammenarbeit mit Leiharbeitsuntemehmen 
darauf hin, dass offene Stellen über online-Kanäle gemeldet werden, um perso- 
nelle Ressourcen stärker für die Betreuung von KMU einsetzen zu können. Dass 
sich der Anteil der über den online-Kanal gemeldeten erfolgreich besetzten Stel- 
len bei Leiharbeitsuntemehmen von 2013 bis Ende 2015 von jeder zehnten auf 
jede fünfte erhöhte, verdeutlicht die Wirksamkeit dieser Maßnahme. 

Um diese Entwicklungen und den Veränderangsprozess weiter zu unterstützen, 
wurde im Zielsystem 20 1 6 ein unmittelbares Stellenbesetzungsziel bei KMU auf- 
genommen und im Rahmen des Planungsprozesses für das aktuelle Jahr eine Stei- 
gerang vereinbart. 


6. Bewertet die Bundesregierung die Vermittlungspraxis der BA mittlerweile 
als nachhaltig und qualitativ gut, insbesondere mit Blick auf die Vermittlung 
in Leiharbeit? 

Wenn ja, wie wird dies begründet? 

Wenn nein, welche konkreten Maßnahmen erwartet die Bundesregierung 
von der BA? 

Die Arbeitsvermittlung ist eine Kemkompetenz der BA. Die Arbeitsvermittlung 
stetig zu verbessern und geänderten Rahmenbedingungen anzupassen, ist eine 
Daueraufgabe, der sich die BA stellt. Dass die BA die Nachhaltigkeit der Ver- 
mittlung als einen wichtigen Entwicklungsschwerpunkt stärker in den Blick 
nimmt, wird von der Bundesregierung begrüßt. 


7. Wie viele Beschäftigten waren nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr 
2015 insgesamt auf ergänzendes Arbeitslosengeld II angewiesen, 

Daten für das komplette Jahr 2015 liegen in der Grundsicherungsstatistik der BA 
noch nicht vor. Zur Beantwortung der Fragen 7a und 7d wurden Daten aus einer 
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j ährlichen Sonderauswertung der BA-Statistik verwendet, die aktuell nur bis 20 1 4 
vorliegen (als Vergleichswert wurden die Daten für 2013 ausgewählt). 

Informationen zur Beantwortung der Frage 7b konnten in der Kürze der gesetzten 
Frist nur für die Berichtsmonate Dezember 2013 und Dezember 2014 aus einer 
Standardpublikation zusammengestellt werden. 

Im Jahr 2014 gab es durchschnittlich 1 290 000 erwerbstätige Arbeitslosengeld 
11-Bezieher, darunter waren 577 000 sozialversicherungspflichtig und 479 000 
ausschließlich geringfügig beschäftigt. 


a) wie hoch war die Summe des ergänzenden Arbeitslosengelds II insge- 
samt, 

Grundsicherungsleistungen für beschäftigte Arbeitslosengeld-II-Bezieher fallen 
für die gesamte Bedarfsgemeinschaft an, weil nicht nur beschäftigte Arbeitslo- 
sengeld-II-Bezieher, sondern auch die Angehörigen, die mit in der Bedarfsge- 
meinschaft leben, Anspruch auf Leistungen haben. Im Jahr 2014 gab es jahres- 
durchschnittlich 1 1 66 000 Bedarfsgemeinschaften mit mindestens einem er- 
werbstätigen Arbeitslosengeld-II-Bezieher (z. B. sozialversicherungspflichtig 
oder ausschließlich geringfügig beschäftigt bzw. selbstständig erwerbstätig). Die 
Zahlungsansprüche auf Leistungen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
für diese Bedarfsgemeinschaften beliefen sich im Jahr 2014 auf rund 10,8 Mrd. 
Euro. Die Ergebnisse können der Tabelle 3 im Anhang entnommen werden. 


b) wie viele dieser Beschäftigten waren in der Leiharbeitsbranche tätig. 

Die Branche, in der erwerbstätige Arbeitslosengeld II-Bezieher beschäftigt sind, 
kann nur für die Arbeifslosengeld-II-Bezieher fesfgesfellf werden, für die eine 
Meldung für ein sozialversicherungspflichtiges oder geringfügiges Beschäfti- 
gungsverhältnis vorliegt. Im Dezember 2014 gab es bundesweit 44 000 sozialver- 
sicherungspflichtig beschäftigte Arbeitslosengeld-II-Bezieher (mit Einkommen 
aus Erwerbstätigkeit) in Betrieben der Arbeitnehmerüberlassung. Die Zahl aus- 
schließlich geringfügig beschäftigfen Arbeifslosengeld-II-Bezieher (mif Einkom- 
men aus Erwerbsfäfigkeif) in dieser Branche belief sich auf 5 000 Personen. Be- 
zogen auf alle sozialversicherungspflichfig bzw. ausschließlich geringfügig Be- 
schäftigfen (in der enfsprechenden Abgrenzung) errechnen sich Anfeile von 
6,0 Prozent bzw. 9,0 Prozent. 

Die Ergebnisse können der Tabelle 4 im Anhang entnommen werden. 


c) wie viele dieser Beschäftigten wurden von der BA in Leiharbeit vermit- 
telt, und 

Amtliche Informationen zur Beantwortung der Frage 7c liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. 


d) wie hoch war die Summe des ergänzenden Arbeitslosengelds II für Leih- 
arbeitskräfte 

(bitte mit Vergleichszahlen 2014)? 

Im Jahr 2014 gab es jahresdurchschnittlich 44 000 Bedarfsgemeinschaften mit 
mindestens einem sozialversicherungspflichtigen und 5 000 mit mindestens ei- 
nem ausschließlich geringfügig beschäftigten Arbeitslosengeld-II-Bezieher in der 
Arbeitnehmerüberlassung. Die Zahlungsansprüche auf Leistungen aus der 
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Grundsicherung für Arbeitsuchende für diese Bedarfsgemeinschaften beliefen 
sich im Jahr 2014 auf 294 Mio. Euro für Bedarfsgemeinschaften mit mindestens 
einem sozialversicherungspflichtig beschäftigten und 49 Mio. Euro für Bedarfs- 
gemeinschaften mit mindestens einem ausschließlich geringfügig beschäftigten 
Arbeitslosengeld-ll-Bezieher. 

Die Ergebnisse können der Tabelle 3 im Anhang entnommen werden. 


8. Mit welchen Förderinstrumenten hat die BA im Jahr 2015 nach Kenntnis der 
Bundesregiemng ihre Vermittlungstätigkeit in Leiharbeit flankiert, und wie 
hoch waren die jeweils dafür eingesetzten Mittel (bitte mit Vergleichszahlen 
2014)? 

Die Eintritte von Teilnehmern in ausgewählte arbeitsmarktpolitische Instrumente 
können nach der Wirtschaftsgruppe des Arbeitgebers dargestellt werden, ln der 
Tabelle 5 im Anhang sind die Maßnahmen abgebildet, die die Wirtschaftsgrup- 
pen 782 und 783 (Arbeitnehmerüberlassung) betreffen. Bezüglich der Ausgaben 
für flankierende Leisfungen an Betriebe der Leiharbeitsbranche kann die Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit keine Aussagen vornehmen. 


9. Wie viele Vermittlungen in die Leiharbeitsbranche wurden nach Kenntnis 
der Bundesregiemng in den Jahren 2013 bis 2015 von der BA jährlich mit 
Eingliedemngszuschüssen flankiert, 

ln der Beantwortung zu Frage 2 wurde dargestellt, dass im gleitenden Jahreszeit- 
raum von Dezember 2014 bis November 2015 etwa 96 000 Personen in die Ar- 
beitnehmerüberlassung im engeren Sinne durch „Auswahl und Vorschlag“ ver- 
mittelt wurden. Rund 2 900 dieser Abgänge sind dabei durch einen Eingliede- 
rungszuschuss gefördert worden, im Vergleich zu etwa 3 200 im Vorjahreszeit- 
raum. Für die Beantwortung der weiteren Fragen muss die Förderstatistik der BA 
herangezogen werden. Dort können aber die geförderten Beschäftigungsaufhah- 
men, die durch Vermittlung durch Auswahl und Vorschlag zustande gekommen 
sind, nicht getrennt ausgewiesen werden, ln vielen Fällen entstehen geförderte 
Beschäftigungsaufhahmen durch die Initiative der Arbeitsuchenden und der Be- 
triebe. ln solchen Fällen wurde zwar durch die Agenturen für Arbeit und Jobcen- 
ter informiert und beraten, die sehr engen Kriterien der Vermittlung nach Aus- 
wahl und Vorschlag wurden aber nicht erfüllt, so dass die Beschäftigungsauf- 
nahme nicht als Vermittlung durch die BA gezählt wurde (siehe hierzu Tabelle 6 
im Anhang). 


a) für welchen Zeitraum wurden diese Eingliedemngszuschüsse durch- 
schnittlich gewährt. 

Nach Daten aus der Förderstatistik betrug die abgeschlossene Dauer der Gewäh- 
rung von Eingliederungszuschüssen (ohne Schwerbehinderte) an Arbeitgeber der 
Arbeitnehmerüberlassung im gleitenden Jahreszeitraum November 2014 bis Ok- 
tober 2015 — jüngere endgültige Informationen liegen nicht vor - rund 100 Tage 
(ohne Eingliederungszuschüsse für besonders betroffene schwerbehinderte Men- 
schen; vgl. Tabelle 7 im Anhang). 


b) wie viele Verleihbetriebe profitierten von den Eingliederungszuschüssen 
und wie viele davon sind Teil von wie vielen großen Verleihuntemehmen, 

Zur absoluten Zahl aller Verleihbetriebe mit Eingliederungszuschüssen liegen der 
Statistik der BA keine Informationen vor. 
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c) wie hoch waren die Aufwendungen für diese Eingliederungszuschüsse 
insgesamt und durchschnittlich je Vermittlung in Leiharbeit, 

Die BA kann keine Aussagen zu den jährlichen Ausgaben für Eingliederungszu- 
schüsse an Betriebe der Leiharbeitsbranche vornehmen. Abbildbar ist aus der För- 
derstatistik nur (anhand von klassierten Daten), wie hoch der Anteil der Förde- 
rung am monatlichen Brutto ist. Im gleitenden Jahreszeitraum November 2014 
bis Oktober 20 1 5 — jüngere endgültige Daten liegen nicht vor - betrug die relative 
Förderhöhe für die mit Eingliederungszuschüssen geförderten Arbeitnehmern in 
der Arbeitnehmerüberlassung am häufigsten zwischen 30 Prozent und 40 Prozent 
(siehe Tabelle 8 im Anhang). 


d) in wie vielen Fällen erhielten die Leiharbeitsuntemehmen zusätzliche 
Mittel für die von der BA geforderten Beschäftigungsverhältnisse von 
Land, Kommunen oder LSF, und 

e) wie viele der Leiharbeitskräfte wurden nach Ende der Förderung vom 
Entleihbetrieb übernommen 

(bitte jeweils differenziert pro Jahr und nach SGB II und III)? 

Der Bundesregierung liegen zu den Teilfragen 9d und 9e keine amtlichen Statis- 
tiken vor. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung die Kritik des Bundesrechnungshofes 
vom 8. September 2015, der in seinem Bericht schreibt; „Die bisherige Pra- 
xis der Jobcenter und Agenturen, Eingliederungszuschüsse an Zeitarbeitsun- 
temehmen zu gewähren, wenn der Arbeitnehmer in ein Leiharbeitsverhältnis 
einmündet, ist aus Sicht des Bundesrechnungshofes rechtswidrig. Zugleich 
werden Zeitarbeitsuntemehmen hierdurch gegenüber anderen Unternehmen 
im Wettbewerb begünstigt; sie erhalten Fördergelder, ohne durch einen mit 
der Fördemng korrespondierenden Aufwand belastet zu sein“? 

Die vom Bundesrechnungshof in einer Prüfungsmitteilung geäußerte Kritik an 
der Gewährung von Eingliederungszuschüssen zur Förderung der Einstellung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit Vermittlungshemmnissen stellt noch 
kein abschließendes Prüfungsergebnis dar. Welche Schlussfolgerungen daraus in 
Bezug auf die Frage der Rechtmäßigkeit der Förderung von Zeitarbeitsuntemeh- 
men generell oder eine Änderang der Förderpraxis zu ziehen sind, wird vom Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales gegenwärtig gemeinsam mit der BA ge- 
prüft. Die dazu in der Selbstverwaltung der BA eingeleitete Erörterung ist noch 
nicht abgeschlossen. Das Ergebnis der Erörterang und das weitere Verfahren mit 
dem Bundesrechnungshof bleiben abzuwarten. 


11. Welche Schlussfolgemngen zieht die Bundesregiemng aus der Kritik des 
Bundesrechnungshofes und soll der Eingliederungszuschuss zukünftig nur 
noch für interne Arbeitsverhältnisse in Verleihuntemehmen („Inhouse“-Stel- 
len) gewährt werden, wie der Bundesrechnungshof fordert? 

Wenn nein, wamm nicht? 

Auf die Antwort zu Frage 1 0 wird verwiesen. 






Abgang aus Arbeitslosigkeit - nach Abgangsgründen und Wirtschaftszweigen (Wartezeit von 2 Monaten) 

Datenstand: Januar 2016 
Deutschland 
November 2015 
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Tabelle 3: 

Bestand BG mit mindestens einem erwerbstätigen ALG ii-Bezieher und deren Zahiungsansprüche in Euro 

Deutschland 

2013 und 2014, Datenstand: Februar 201 6 



Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 





Tabelle 4: 

Erwerbstätige ALG Il-Bezieher nach Art der Erwerbstätigkeit insgesamt und in der Arbeitnehmerüberiassung (WZ 08: 782, 783) 

Deutschland 

Dezember 2013 und 2014, Datenstand: Februar 2016 
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Tabelle 5: 

Eintritte von Teiinehmern in ausgewähite arbeitsmarktpolitische Instrumente nach der Wirtschaftsgruppe des Arbeitgebers 

Deutschland 

Nov 2014 bis Okt 2015 und Vorjahr, Datenstand; Februar 2016 
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Tabelle 7: 

Abgeschlossene Teilnahmedauer (in Tagen) in Eingliederungszuschüssen nach der Wirtschaftsgruppe des Arbeitgebers 

Deutschland 

Nov 2014 bis Okt 2015 und Vorjahr, 2014, 2013, Datenstand: Februar 2016 






Tabelle 8: 

Eintritte von Teiinehmern in Eingiiederungszuschüsse nach der Förderhöhe - ohne Daten der zugeiassenen kommunaien Träger 

Deutschland 

Nov 2014 bis Okt 2015 und Vorjahr, 2014, 2013, Datenstand: Februar 2016 



* Aus Datenschutzgründen und Gründen der statistischen Geheimhaltung werden Zahlenwerte von 1 oder 2 und Daten, aus denen rechnerisch auf einen solchen Zahlenwert geschlossen werden kann, anonymisiert. 

1 ) Der Statistik der BA stehen die Informationen zum Wirtschaftszweig der Arbeitgeber, die einen Eingliederungszuschuss nach §88 SGB III erhalten haben ab dem Jahr 2008 und die Informationen zur Förderhöhe (in % vom berücksichtigungsfähigen 
Arbeitsentgelt) nur für die Daten aus den BA - Verfahren zur Verfügung. Statistische Angaben zur Gesamtfördersumme die auch nach dem Wirtschaftszweig der Arbeitgeber differenziert werden können, liegen im Auswertesystem der Förderstatistik noch nicht vor. 
Es kann aber davon ausgegangen werden, dass neben dem Prozentsatz der Förderhöhe, auch das berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt und damit die Gesamtfördersummen bei Förderungen der Leiharbeitsbranche mit Eingliederungszuschüssen unter dem 
Durchschnitt aller Förderungen liegt. 
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